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Drucksache IV/1996 


Der Präsident des Bundesrechnungshofes 

Pr. 2/2 - 2006/31 - 2. 64 


Frankfurt (Main), den 27. Februar 1964 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Übertragung von Aufgaben auf das Bundesverwaltungs- 
amt 

Bezug: Entschließung des Deutschen Bundestages vom 14. Ok- 
tober 1959 

— Drucksache 1129 der 3. Wahlperiode — 


Nach der vorbezeichneten Entsdiließung habe ich zürn Ende 
jedes Rechnungsjahres dein Bundestag zu berichten, inwieweit 
die Bundesregierung nach meiner Kenntnis Aufgaben an das 
Bundesverwaltungsamt abgeben und Bundesdienststellen mit 
dem Bundesverwaltungsamt vereinigen kann. Das ist zuletzt 
unter dem 4. Juli 1963 — Drucksache lV/1414 — geschelren. 

Im Jalire 1963 sind auf das Bundesverwaltungsamt fülgende 
Aufgaben übertragen worden: 

1. Ausbildung von Nachwuchskräften für den gehobenen Bi- 
bliotheksdienst des Bundes (Erlaß des Bundesministers des 
Innern vom 25. März 1963 — Z 2 - 02 049 - 871/62, nicht 
veröffentlicht); 

2. Wiedereinziehung der nach dem Gesetz betreffend die Ver- 
pflichtung der Kauffahrteisdiiffe zur Mitnahme heimzuschaf- 
fender Seeleute vom 2. Juni 1902 (Reicfisgesetzbl. S. 212) 
geleisteten Zahlungen (Bekanntmachung des Auswärtigen 
Amtes vom 7. November 1963 — Z B 1 - 80. 04/41, Ge- 
meinsames Ministerialblatt S. 414). 

Die im Vorjahresbericht berührte Erage der Übertragung von 
Aufgaben auf dem Gebiet des zivilen Ersatzdienstes vom 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung auf das 
Bundesverwaltungsamt oder auf die Bundesanstalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung ist noch nicht ent- 
schieden. Eerner wird geprüft, ob weitere Aufgaben vom 
Auswärtigen Amt anf das Bundesverwaltungsamt übertragen 
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werden können. Darüber hinaus haben die Prüfungstätigkeit 
des Bundesredinungshofes und die Untersuchungen meiner 
Gutachtenabteilung im Jahre 1963 keine Tatbestände im Sinne 
der obenbezeichneten Entschließung des Deutschen Bundes- 
tages ergeben. 

In Vertretung 

Rosborg 
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